
Suchergebnisse: Bewaffnung

27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den

obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich

festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau

wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein

bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 

27. Februar 1848 – Die Märzforderungen werden erstmals erstellt
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Mannheim * Mit Bekanntwerden der Februarrevolution in Frankreich verstärken sich die

politischen Forderungen nach einer stärkeren Beteiligung am politischen Leben. Die Bevölkerung

Mannheims reagiert als erste auf die Nachrichten aus Paris. An diesem Tag, einem Sonntag,

kommen hier 2.500 Menschen zu einer Volksversammlung zusammen. Sie beratschlagen über

eine Petition, die erstmals die vier Forderungen beinhalteten, die als Märzforderungen in alle

künftigen Petitionen eingehen:         Pressefreiheit,     Volksbewaffnung,     Schwurgerichte und    

ein nationales Parlament. 

2. Mai 1849 – Wahl eines provisorischen Landesverteidigungs-Ausschusses

Kaiserslautern * Die Vertreter der demokratischen Vereine in der Pfalz wählen in Kaiserslautern

einen provisorischen Landesverteidigungsausschuss, der von der bayerischen Regierung die

Anerkennung der Reichsverfassung fordert und zur Volksbewaffnung aufruft. 

27. Mai 1866 – König Ludwig II. eröffnete den 22. Landtag

München-Graggenau * König Ludwig II. eröffnete den 22. Landtag im Thronsaal der Residenz. Er

will zur Eröffnung des Landtags eine Rede zu halten, in der er      Bayerns Eintreten für ein frei

gewähltes Parlament befürwortet,    die Volksbewaffnung anstelle eines stehenden

Heeres empfiehlt und    die Militärgerichtsbarkeit abschaffen will.      Der Bayerische

Ministerrat kann gerade noch rechtzeitig die eindeutig auf Richard Wagner zurückgehenden

radikaldemokratischen Vorschläge aus der Thronrede streichen.

Dezember 1868 – Helmuth von Moltke plant den Deutsch-Französischen Krieg

Berlin • Helmuth von Moltke, der Chef des preußischen Generalstabs, beginnt bereits im Winter

1868/69 mit den konkreten und detaillierten Planungen für die kriegerische Auseinandersetzung

mit Frankreich. Wichtig ist  ihm dabei, dass der Krieg nicht lange dauern darf. Schnelligkeit zählen

neben zahlenmäßiger Überlegenheit und guter Bewaffnung zu den wichtigsten Voraussetzungen

eines modernen Krieges. 

30. Dezember 1918 – Diskussionen ohne geistige Schranken

München-Isarvorstadt * In den Kolosseums-Bierhallen haben sich einige Hundert Internationale
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Kommunisten versammelt. Sie diskutieren das Für und Wider       einer Bewaffnung des

revolutionären Proletariats,   einer Sabotierung der Nationalversammlungswahlen,   einer

Lynchjustiz am Erzbischof von München und Freising, Michael von Faulhaber,   einer Aburteilung

von Erhard Auer und Johannes Timm durch einen Staatsgerichtshof und   den Kampf mit den

Waffen der Gewalt, nicht mit geistigen Waffen.      Es sind Diskussionen ohne geistige

Schranken, keine Beschlüsse! 

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch

führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des

Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 

1. März 1919 – Die Münchner Garnison stellte sich hinter den Stadtkommandanten Dürr

München * Sämtliche Münchner Truppenteile sprechen in einer Entschließung dem

Stadtkommandanten Oskar Dürr, dem die  Abteilung der Republikanischen

Schutztruppe untersteht, die auf der Theresienwiese das Blutbad mit drei Toten hinterlassen hat,

das Vertrauen aus. Sie fordern       die sofortige Einsetzung eines rein sozialistischen
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Ministeriums unter Ausschaltung der Kommunisten und Spartakisten,     die Bewaffnung der

Arbeiterschaft und     eine Vernünftige Pressezensur, die jede Partei zu Wort kommen lässt. 

8. April 1919 – Die Bewaffnung des Proletariats beginnt

München * Die Arbeiter des&nbsp;Maffei-Werkes&nbsp;werden bewaffnet. Damit beginnt die

vom&nbsp;Provisorischen Revolutionären Zentralrat&nbsp;angeordnete&nbsp;Bewaffnung des

Proletariats. &nbsp;

11. April 1919 – Die Betriebsräte sprechen der Räteregierung das Vertrauen aus

München-Graggenau * Auf einer Massenversammlung im Hofbräuhaus sprechen Erich Mühsam,

Ernst Toller, Gustav Landauer und Max Levien.       Ernst Toller gibt bekannt, dass die

Entwaffnung der Bourgeoisie ebenso fortschreitet wie die Bewaffnung des Proletariats.   Gustav

Landauer verteidigt die Ausrufung der Räterepublik.   Erich Mühsam bekennt sich zur

ablehnenden Haltung der KPD zur sozialistischen Räterepublik, kritisiert aber ihren

gegenwärtigen Boykott in aller Schärfe.   Max Levien erklärt erneut, warum sich die KPD nicht an

der Räteregierung beteiligt.   Als Werner Fröhlich die Spaltung der sozialistischen Parteien

verteidigt, kommt es zu Tumulten. Selbst KPD-Mitglieder wenden sich gegen die unversöhnliche

Haltung ihrer Parteizentrale.      Ein Antrag der Betriebsräte, der gegenwärtigen Räteregierung

das Vertrauen auszusprechen, wird mit überwältigender Mehrheit angenommen. Erich Mühsam

stimmt allerdings dagegen.&nbsp;

14. April 1919 – Die Münchner Bürger müssen ihre Waffen abgeben

München * Die Münchner Bürger müssen innerhalb von 12 Stunden jede Art von Waffen bei

der&nbsp;Stadtkommandantur&nbsp;abgeben.&nbsp;Im Weigerungsfall wird mit Erschießung

gedroht.&nbsp;    Andererseits werden die Arbeiter von den neuen Machthabern

bewaffnet.&nbsp;Die Bewaffnung erfolgt in den Betrieben.&nbsp;Die Arbeiter müssen die Waffen

immer bei sich tragen.

16. April 1919 – Bewaffnung und militärische Organisation der Arbeiterschaft

München * Eugen Leviné spricht vor einer Vollversammlung der Räte zur Bewaffnung und der
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militärischen Organisation der Arbeiterschaft:    „Es nützt nichts, dass wir die Waffen haben und

nicht auch gleichzeitig alle anderen Sicherungen treffen, um der Situation gewachsen zu sein.

[…] Was wir jetzt durchleben ist nicht eine Periode des plötzlichen Umschwungs, sondern es

beginnt jetzt ein schwerer Kampf, und deshalb müssen wir verlangen, dass alle Mann an Bord

bleiben.“ 

26. April 1919 – Die Aktivitäten der Thule-Gesellschaft werden aufgedeckt

München * Die Aktivitäten der Thule-Gesellschaft werden von der Kommission zur Bekämpfung

der Konterrevolution aufgedeckt. Mit Hilfe von gefälschten Stempeln und Ausweisen hat sich die

Thule-Gesellschaft Zugang zur Roten Armee verschafft und alle gesammelten Informationen an

die Regierung Hoffmann in Bamberg weitergegeben.    Die Angreifer sind damit im Besitz

wertvoller Informationen über Abwehrstellungen, Truppenstärke, Bewaffnung und die

Verteidigungsstrategie der Roten Armee.    Die Durchsuchung der Logen-Räume der

Thule-Gesellschaft im Hotel Vier Jahreszeiten bestätigt den Verdacht, aber die Verantwortlichen

sind inzwischen geflohen. Allerdings haben sie die Mitgliederkartei vergessen. Dadurch kann die

Rote Armee mehrere Mitglieder der Thule-Gesellschaft verhaften. Sie stehen unter dem

Verdacht, für die Regierungstruppen und Freikorps geworben zu haben.    Anschließend werden

sie ins Luitpold-Gymnasium gebracht. 

29. April 1919 – Die Arbeiter sollen bewaffnet in ihren Betrieben erscheinen

München * Der Vollzugsrat der Betriebs- und Soldatenräte fordert die Arbeiter auf, am nächsten

Tag bewaffnet in ihren Betrieben zu erscheinen.

Münchner Zeitensprünge Seite 5/5


